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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Die KV Baden-Württemberg ist berechtigt,

auf Basis der ab dem 01.01.2014
geltenden Notfalldienstordnung Umlagen
(Kopfpauschale, Sicherstellungsumlage,
Strukturpauschale) zur Finanzierung des
Notfalldienstes zu erheben. Sie war auch
berechtigt hierin eine Regelung betr. der
Errichtung von Notfallpraxen zu treffen
und die konkrete Entscheidung hierüber
ihrem Vorstand zu übertragen. Die
Herstellung des Benehmens mit den
Landesverbänden der Krankenkassen und
den Ersatzkassen nach § 105 SGB V in der
Fassung des Gesetzes vom 23.07.2015
war hierfür nicht erforderlich. Ein
Betreiben i.S.d. § 105 Abs. 1 Satz 2 SGB V
setzte voraus, das die Einrichtung von der
Kassenärztlichen Vereinigung mit eigenen
Mitteln, mit eigenem Personal und unter
eigener Verantwortung geführt worden
ist. Das bloße Zur-Verfügung-Stellen der
sächlichen und personellen Mittel zur
selbstständigen Erbringung des
Notfalldienstes durch einen Verein stellt
kein Betreiben i.S.d. § 105 Abs. 1 Satz 2
SGB V a.F. dar.

Normenkette SGB 5 § 75
SGB 5 § 105 i.d.F. vom 23.07.2015

1. Instanz
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Datum 20.11.2019

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom
19.05.2017 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die KlÃ¤gerin hat auch die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen.

Der Streitwert wird endgÃ¼ltig auf 1.618,64 EUR festgesetzt.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin wendet sich gegen die Belastung mit Kosten fÃ¼r den Notfalldienst in
den Quartalen 1/2014 und 2/2014.

Die klagende BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft (BAG) besteht aus den jeweils mit
vollem Versorgungsauftrag zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung in L. zugelassenen
FachÃ¤rztinnen fÃ¼r Allgemeinmedizin O.-F. und Sch â�¦ Frau O.-F. ist auÃ�erdem
Mitglied des eingetragenen Vereins "B. Sch. G.", der eine zentrale
Notfalldienstpraxis im Raum Sch. G. am Krankenhaus in M. betreibt.

Mit Honorarbescheid vom 15.07.2014 setzte die beklagte kassenÃ¤rztliche
Vereinigung das vertragsÃ¤rztliche Honorar der KlÃ¤gerin fÃ¼r das Quartal 1/2014
fest. Sie brachte hierbei vom vertragsÃ¤rztlichen Honorar im Hinblick auf die
Beteiligung an den Kosten des Notfalldienstes eine Kopfpauschale i.H.v. 354,- EUR,
eine Sicherstellungsumlage im Umfang von 0,4319 % des vertragsÃ¤rztlichen
Honorars i.H.v. 405,94 EUR sowie eine Strukturpauschale im Umfang von 5 % des
Notfalldiensthonorars i.H.v. 111,81 EUR in Abzug.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 18.08.2014 Widerspruch, mit dem sie u.a.
vorbrachte, die Beklagte verwende die in Abzug gebrachten BetrÃ¤ge dazu,
Eigenbetriebe zu errichten, fÃ¼r die keine sachliche Notwendigkeit bestehe. Der
Notfalldienst sei nicht gefÃ¤hrdet; er werde von den zugelassenen Ã�rzten im
Rahmen ihrer vertraglichen Verpflichtung erbracht. Die Verwendung der
einbehaltenen BetrÃ¤ge zur EinfÃ¼hrung von "Umsatzgarantien" und zur
Finanzierung des Fahrdienstes sei sachwidrig. Dies gelte auch insoweit, als Mittel im
Hinblick auf den Fahrservice, die Praxisausstattung und technische GerÃ¤te auch
Privatversicherten zu Gute kÃ¤men. Die Struktur werde mit der Strukturpauschale
doppelt in Rechnung gestellt, sie diene schon zur BegrÃ¼ndung der Umlage.

Mit Honorarbescheid vom 15.10.2014 setzte die beklagte kassenÃ¤rztliche
Vereinigung das vertragsÃ¤rztliche Honorar der KlÃ¤gerin fÃ¼r das Quartal 2/2014
fest. Sie brachte hierbei vom vertragsÃ¤rztlichen Honorar im Hinblick auf die
Beteiligung an den Kosten des Notfalldienstes eine Kopfpauschale i.H.v. 354,- EUR
sowie eine Sicherstellungsumlage im Umfang von 0,4319 % des vertragsÃ¤rztlichen
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Honorars i.H.v. 392,89 EUR in Abzug.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 17.11.2014 Widerspruch, mit dem sie ihr
frÃ¼heres Vorbringen wiederholte.

Mit Widerspruchsbescheid vom 31.08.2015 wies die Beklagte die WidersprÃ¼che
der KlÃ¤gerin zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung ihrer Entscheidung fÃ¼hrte sie aus, die
Vertreterversammlung habe in ihren Sitzungen am 19.06.2013 und am 04.12.2013
die seit dem 01.01.2014 geltende Notfalldienstordnung (NFD-O) sowie das
dazugehÃ¶rige Statut beschlossen. Nach Â§ 9 der NFD-O werde zur Sicherstellung
(des Notfalldienstes) eine Sicherstellungsumlage erhoben, die sich nach dem Statut
hierzu aus einer umsatzunabhÃ¤ngigen monatlichen Kopfpauschale und einer
umsatzabhÃ¤ngigen prozentualen Umlage zusammensetze. Die Reformierung des
Notfalldienstes habe sich daran orientiert, in jedem Dienstbereich minds. eine
zentrale Notfallpraxis an einem Krankenhaus/Klinikstandort zu etablieren. Hierzu
seien erhebliche VerÃ¤nderungen erforderlich gewesen, deren Kosten im
Wesentlichen von den Krankenkassen getragen werden. Diese Mittel seien jedoch
nicht ausreichend, weswegen offene Kosten umzulegen seien. Hierzu sei die
Erhebung einer Sicherstellungsumlage erforderlich. Die HÃ¶he der
Sicherstellungsumlage von 59,- EUR pro Monat fÃ¼r Ã�rzte mit einem vollen
Versorgungsauftrag und im Umfang einer prozentualen Umlage von 0,4319 % sei
verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig, insb. da umsatzstÃ¤rkere Praxen durch die AbhÃ¤ngigkeit der
Umlage zum Umsatz der Praxen stÃ¤rker hergezogen wÃ¼rden. Die Kopfpauschale
knÃ¼pfe an den Anrechnungsfaktor des jeweiligen Arztes in der Bedarfsplanung an.
Auch erfolge, so die Beklagte weiter, die Verwendung der Mittel, anders als die
KlÃ¤gerin vorbringe, nicht sachwidrig. Aus der Umlage wÃ¼rden die Aufwendungen
fÃ¼r Struktur, Personal der Notfallpraxen (bisher habe der von seiner Praxis aus
diensttuende Arzt die Kosten seiner Helferinnen selbst getragen) und den
Fahrservice bzw. fÃ¼r die Selbstfahrerpauschale finanziert. Auch sei die
GewÃ¤hrung von Umsatzgarantien gerechtfertigt.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 01.09.2015 Klage zum Sozialgericht Stuttgart (SG)
erhoben. Die Reform des Notfalldienstes zum 01.01.2014 entspreche, so die
KlÃ¤gerin, nicht in allen Punkten dem geltenden Recht. Mit den Regelungen des Â§
9 Abs. 1 NFD-O und des Â§ 8 Abs. 1 der NFD-O habe sich die Beklagte im Rahmen
ihres Satzungsrechts eine umfassende Rechtsgrundlage dafÃ¼r geschaffen, bisher
nicht von ihr betriebene Notfallpraxen als Eigeneinrichtungen betreiben zu
kÃ¶nnen. Diese Vorschriften und die hierauf fuÃ�ende Mittelerhebung seien
rechtswidrig. Nach der Satzungsregelung gebe es keinerlei rechtliche
EinschrÃ¤nkungen fÃ¼r die diesbezÃ¼glichen Entscheidungen; vielmehr
entscheide allein der Vorstand darÃ¼ber, ob und wann er die bereits bestehenden
Notfalldienstpraxen als Eigenbetriebe Ã¼bernehme. Obschon die Beklagte im
Rahmen ihres Sicherstellungsauftrages auch fÃ¼r einen funktionierenden Notdienst
zu sorgen habe, sei eine so umfassende Kompetenzzuweisung mit hÃ¶herrangigem
Recht nicht in Einklang zu bringen. Aus Â§ 105 Abs. 1 Satz 2 Sozialgesetzbuch
FÃ¼nftes Buch (SGB V; in der Fassung des Gesetzes zur Verbesserung der
Versorgungsstrukturen in der gesetzlichen Krankenversicherung vom 22.12.2011
(BGBl. I 2011, 2983; im Folgenden a.F.) ergebe sich vielmehr, dass der Vorstand der
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KassenÃ¤rztlichen Vereinigung nicht allein Ã¼ber den Betrieb einer
Eigeneinrichtung entscheiden kÃ¶nne; erforderlich sei stets das Herstellen eines
"Benehmens" mit den LandesverbÃ¤nden der Krankenkassen und den
Ersatzkassen. Ein Betreiben i.S.d. Â§ 105 Abs. 1 Satz 2 SGB a.F. sei bereits dann
erforderlich, wenn die KassenÃ¤rztliche Vereinigung Einfluss auf den Betrieb der
Notfallpraxis habe, weswegen das Benehmen mit den VerbÃ¤nden der Kranken-
und Ersatzkassen herzustellen gewesen wÃ¤re. Â§ 8 Abs. 1 Satz 4 NFD-O sehe dem
widersprechend vor, dass der Vorstand â�� ohne das Herstellen eines Benehmens
mit den LandesverbÃ¤nden der Krankenkassen und Ersatzkassen â�� darÃ¼ber
entscheiden kÃ¶nne, ob und wann bisher nicht von der Beklagten betriebene
Notfallpraxen von dieser Ã¼bernommen wÃ¼rden. Aus der gesetzlichen Regelung
des Â§ 105 Abs. 1 SGB V a.F. ergebe sich ferner, dass das Betreiben von
Eigeneinrichtungen nur dann zulÃ¤ssig sei, wenn es die Sicherstellung der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung erfordere. Dies spiegele sich in Â§ 8 Abs. 1 Satz 4
der NFD-O nicht wieder, da der Vorstand der Beklagten bei seiner Entscheidung, ob
bereits bestehende Notfallpraxen in Eigenregie Ã¼bernommen werden, keiner der
EinschrÃ¤nkung des Â§ 105 Abs. 1 SGB V a.F. entsprechenden Grenze unterworfen
sei. Demnach beruhe der Betrieb von Eigeneinrichtungen im Notfalldienst durch die
Beklagte auf einer rechtswidrigen und damit fehlerhaften Rechtsgrundlage,
weswegen auch die Mittelerhebung rechtswidrig sei.

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten. Â§ 105 Abs. 1 Satz 2 SGB V a.F. sei
bereits nicht einschlÃ¤gig, da die in Rede stehenden Notfallpraxen nicht von ihr, der
Beklagten, mit bei ihr angestellten Ã�rzten betrieben wÃ¼rden. Ein Betreiben i.d.S.
liege nur dann vor, wenn Ã�rzte selbst bei der Einrichtung angestellt wÃ¤ren. Dies
sei vorliegend jedoch nicht der Fall. Die Notfallpraxen seien vielmehr dadurch
gekennzeichnet, dass sie, so die Beklagte weiter, die Praxisstruktur (RÃ¤ume,
nichtÃ¤rztliches Hilfspersonal, Instrumentarium) vorhalte und sie diese den am
Notfalldienst teilnehmenden Ã�rzten zur Nutzung Ã¼berlasse. Die Rechtsgrundlage
hierfÃ¼r finde sich in Â§Â§ 75 Abs. 1 Satz 2, 105 Abs. 1 Satz 1 SGB V a.F. Ihr, der
Beklagten, stehe als Normgeber bei der ihr obliegenden Verantwortung fÃ¼r eine
angemessene Versorgung der Versicherten auch zu den sprechstundenfreien Zeiten
eine weite Gestaltungsfreiheit zu. In diesem Zusammenhang seien ihre
Organisationsentscheidungen, wie sie vorliegend mit der Errichtung von
Notfallpraxen getroffen worden sei, vom einzelnen Vertragsarzt Ã¼berhaupt nur
dann angreifbar, wenn die Entscheidung nicht mehr von sachbezogenen
ErwÃ¤gungen getragen werde und einzelne Ã�rzte oder Arztgruppen willkÃ¼rlich
benachteiligt wÃ¼rden. Hiervon sei vorliegend jedoch nicht auszugehen. Insb. habe
die Vertreterversammlung die einschlÃ¤gige NFD-O geschaffen. Die hierauf
beruhende Errichtung der einzelnen Notfallpraxen stelle sodann ein rein operatives
GeschÃ¤ft dar, fÃ¼r das der Vorstand zustÃ¤ndig sei. Des Weiteren sei es rechtlich
nicht zu beanstanden, wenn sie, die Beklagte, die erhobene Sicherstellungsumlage
auch zur Finanzierung der "Umsatzgarantie" verwende. GemÃ¤Ã� Â§ 10 NFD-O
erhielten die nach ihrer Dienstplanungssoftware eingeteilten Ã�rzte zur
GewÃ¤hrleistung des allgemeinen und gebietsÃ¤rztlichen Notfalldienstes zu
definierten Zeiten eine FÃ¶rderung, soweit der Notfalldienst Ã¼ber eine
Notfallpraxis organisiert werde. Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin handele es
sich hierbei gerade nicht um eine HonorarverteilungsmaÃ�nahme, sondern um eine
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SicherstellungsmaÃ�nahme, die in ihrem Sicherstellungsauftrag ihren Rechtsgrund
finde. Der Sicherstellungsauftrag beinhalte nÃ¤mlich auch diesen mÃ¶glichst
effizient zu gestalten.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 19.05.2017 hat das SG den Vorsitzenden des
Vereins "B. Sch. G.", Hr. Dr. Sch. angehÃ¶rt. Dieser hat angegeben, dass die
Notfallpraxis (bis zum Jahr 2014) am Krankenhaus angesiedelt gewesen ist. Die
Umlage sei bis zum Jahr 2014 nur von den im Raum Sch. G. tÃ¤tigen Ã�rzten
erhoben worden und hÃ¤tte sich nur auf ca. 50 % der jetzigen Abgabe belaufen. Die
Bezahlung der Ã�rzte sei direkt Ã¼ber den TrÃ¤gerverein erfolgt. Mit der Reform
des Notfalldienstes im Jahr 2014 sei dem Verein eine "FÃ¶rdervereinbarung" mit der
Beklagten "aufgezwungen" worden. Die doppelte finanzielle Beteiligung der Ã�rzte
diene nach Meinung des Vereins im Wesentlichen dazu, Einrichtungen in anderen
Bezirken und Eigeneinrichtungen der Beklagten zu finanzieren. Ã�berdies bestehe
die permanente Gefahr des Â§ 8 NFD-O, dass die aktuell noch selbststÃ¤ndig
betriebene Notfallpraxis von der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Ã¼bernommen und
in Eigenregie betrieben werden wird.

Mit Urteil vom 19.05.2017 hat das SG die Klage abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung
seiner Entscheidung hat es ausgefÃ¼hrt, die Beklagte habe vom Honorar der
KlÃ¤gerin zu Recht die Umlagen zur Finanzierung des Notfalldienstes
(Kopfpauschale, Sicherstellungsumlage, Strukturpauschale) in Abzug gebracht. Dies
folge aus der ab dem 01.01.2014 geltenden NFD-O und dem Statut hierzu. Die dem
zu Grunde liegenden BeschlÃ¼sse der Vertreterversammlungen der Beklagten
beruhten auf einer rechtmÃ¤Ã�igen ErmÃ¤chtigungsgrundlage und verletzten die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Im Besonderen habe es hierfÃ¼r nicht der
Herstellung eines Benehmens mit den LandesverbÃ¤nden i.S.d. Â§ 105 Abs. 1 Satz
2 SGB V a.F. bedurft. Dies sei nur dann erforderlich, wenn die KassenÃ¤rztliche
Vereinigung eine Eigeneinrichtung betreibe. Eine solche sei jedoch nur dann
anzunehmen, wenn die KassenÃ¤rztliche Vereinigung eigene Betriebsmittel und
eigenes Personal einsetze und Arbeitgeber- und Unternehmerfunktionen ausÃ¼be.
Dies sei in der vorliegenden Konstellation jedoch nicht der Fall. Die KassenÃ¤rztliche
Vereinigung halte vielmehr lediglich die Praxisstruktur (RÃ¤umlichkeiten,
nichtÃ¤rztliches Hilfspersonal und GerÃ¤tschaften) vor, die sie den VertragsÃ¤rzten
zur Nutzung Ã¼berlasse. Leistungserbringer sei nicht die Beklagte, sondern der am
Notfalldienst beteiligte Vertragsarzt; dieser sei auch Adressat der betreffenden
Honorarfestsetzung (Â§ 8 Abs. 4 Satz 4 NfD-O). Ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit der Beklagten bestehe nicht. MaÃ�nahmen der
Beklagten, die, auÃ�erhalb einer Eigeneinrichtung, die Leistungserbringung durch
die VertragsÃ¤rzte bei der DurchfÃ¼hrung des Notfalldienstes fÃ¶rderten,
organisierten oder kontrollierten, fielen, so das SG, nicht unter Â§ 105 Abs. 1 Satz 2
SGB V a.F.; ein Benehmen mit den VerbÃ¤nden der Kranken- und Ersatzkassen sei
hiernach nicht erforderlich gewesen. Hilfsweise, so das SG weiter, erfordere Â§ 105
Abs. 1 Satz 2 SGB V a.F. keine ausdrÃ¼ckliche Herstellung des Benehmens mit den
LandesverbÃ¤nden, es sei vielmehr ausreichend, wenn sich diese, nach Kenntnis
der beschlossenen Regelung, vorliegend der Reform des Notfalldienstrechts, nicht
innerhalb einer gesetzten Frist bzw. einer angemessenen Zeit Ã¤uÃ�erten bzw.
gegen die Regelung wendeten und hiermit schlÃ¼ssig ihr EinverstÃ¤ndnis mit der
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Regelung zum Ausdruck brÃ¤chten. Da die KassenverbÃ¤nde keine EinwÃ¤nde
gegen die Art und Weise des seit 2014 neu organsierten und ihnen sicherlich
bekannten Notfalldienstes erhoben hÃ¤tten, sei deshalb davon auszugehen, dass
das Benehmen hergestellt worden sei.

Gegen das ihr am 06.07.2017 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 21.07.2017
Berufung eingelegt, zu deren BegrÃ¼ndung sie ihr erstinstanzliches Vorbringen
wiederholt und vertiefend ausfÃ¼hrt, dass sich die Beklagte selbst eine umfassende
Rechtsgrundlage dafÃ¼r geschaffen habe, Notfallpraxen in Eigenbetriebe zu
Ã¼berfÃ¼hren. Hiervon habe die Beklagte bereits Gebrauch gemacht und
Einrichtungen â�� auch gegen den Willen der Betreiber â�� in Eigenbetriebe
Ã¼berfÃ¼hrt. Eine derart weite Kompetenzzuweisung sei mit hÃ¶herrangigem
Recht nicht vereinbar. Insb. sei das Betreiben einer Eigeneinrichtung nur zulÃ¤ssig,
wenn dies zur Sicherstellung der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung erforderlich sei
und das Benehmen mit den LandesverbÃ¤nden der Kranken- und Ersatzkassen
hergestellt worden sei. Der Betrieb einer Eigeneinrichtung sei daher nur dann
zulÃ¤ssig, wenn festgestellten VersorgungslÃ¼cken (in der Notfall-Behandlung)
nicht durch anderweitige MaÃ�nahmen begegnet werden kÃ¶nne. Hiervon sei in
Ansehung der funktionstÃ¼chtigen Notfallversorgung unter der Regie des Vereins
nicht auszugehen. Soweit das SG dies im angefochtenen Urteil anderes bewertet
habe, grÃ¼nde dies in der fehlerhaften Annahme des SG, es liege bereits keine
Eigeneinrichtung i.S.d. Â§ 105 Abs. 1 Satz 2 SGB V a.F. vor. Die Annahme eines
Eigenbetriebes erfordere zwar die Nutzung eigener Betriebsmittel, dies sei jedoch
dadurch, dass RÃ¤umlichkeiten und GerÃ¤tschaften vorgehalten wÃ¼rden,
vorliegend anzunehmen. Die Anstellung von Personal, insb. von Ã¤rztlichem
Personal, sei hingegen, anders als vom SG angenommen, nicht erforderlich.
MaÃ�gebend dafÃ¼r, ob von einer Eigeneinrichtung auszugehen sei, sei die
TrÃ¤gerschaft der NFD-Praxis. I.d.S. gehe die Beklagte in ihren Publikationen selbst
davon aus, dass Eigeneinrichtungen vorlÃ¤gen. Die Mitglieder des Vereins, der die
Notfallversorgung betreibe, seien in Sorge, dass die bestehenden Strukturen ihrer
vereinsbasierten NotfalldiensttÃ¤tigkeit zerschlagen und vor dem Hintergrund
dieser UmstÃ¤nde in eine Eigeneinrichtung der Beklagten Ã¼berfÃ¼hrt werden
wird. Anders als es vom SG angenommen worden sei, sei auch nicht davon
auszugehen, dass das Benehmen mit den Kranken- und ErsatzkassenverbÃ¤nde
konkludent herbeigefÃ¼hrt worden sei. Da die Beklagte mithin das Benehmen mit
den VerbÃ¤nden hÃ¤tte herstellen mÃ¼ssen, dies jedoch nicht geschehen sei,
seien die Regelungen der NFD-O, einschlieÃ�lich derer, die sie, die Beklagte zur
Erhebung der Umlagen berechtigten, ungÃ¼ltig. Ein zunÃ¤chst (schriftsÃ¤tzlich
gestellter) Antrag, festzustellen, dass Â§ 8 Abs. 1 Satz 4 NFD-O keine ausreichende
Rechtsgrundlage dafÃ¼r biete, dass die Beklagte bislang nicht von ihr betriebene
Notfallpraxen gegen den Willen der Betreiber Ã¼bernehme, ist in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vom 20.11.2019 ausdrÃ¼cklich nicht mehr gestellt worden.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Senat ist durch Hr. F., den Ehegatten der
FachÃ¤rztin O.-F. und durch Dr. Sch. fÃ¼r die KlÃ¤gerin mitgeteilt worden, dass die
Notfallversorgung aktuell unverÃ¤ndert (fÃ¶rmlich) vom Verein "B. Sch.-G."
getragen wird. Die Notfallversorgung sei im Krankenhaus M. angesiedelt. Die
diensttuenden Ã�rzte rechneten die erbrachten Leistungen Ã¼ber ihre LAN

                             6 / 14

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/105.html


 

unmittelbar mit der Beklagten ab. Dem Verein sei jedoch mit der Reform des
Notfalldienstes zum 01.01.2014 von der Beklagten eine FÃ¶rdervereinbarung
aufgezwungen worden. HÃ¤tte der Verein diese nicht abgeschlossen, wÃ¤re dessen
wirtschaftliches Ã�berleben nicht mehr mÃ¶glich gewesen. Seither mÃ¼sse sich der
Verein sÃ¤mtliche Ausgaben und Mittel, u.a. auch fÃ¼r die Anschaffung von
GerÃ¤tschaften oder die Entlohnung des nichtÃ¤rztlichen Personals von der
Beklagten genehmigen lassen; dies stelle einen massiven Eingriff in den Betrieb der
Notfallpraxis dar. Bis zum Jahr 2014 seien die Mittel direkt aus den Umlagen dem
Verein zugeflossen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 19.05.2017 sowie die Honorarbescheide
der Beklagten vom 15.07.2014 betr. das Quartal 1/2014 und vom 15.10.2014 betr.
das Quartal 2/2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31.08.2015
aufzuheben, soweit es die Umlagen zur Finanzierung des Notfalldienstes
(Kopfpauschale, Sicherstellungsumlage, Strukturpauschale) betrifft,

hilfsweise,

das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 19.05.2017 sowie die Honorarbescheide
der Beklagten vom 15.07.2014 betr. das Quartal 1/2014 und vom 15.10.2014 betr.
das Quartal 2/2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31.08.2015
aufzuheben, soweit es die Umlagen zur Finanzierung des Notfalldienstes
(Kopfpauschale, Sicherstellungsumlage, Strukturpauschale) betrifft und die Beklagte
zu verurteilen, Ã¼ber den klÃ¤gerischen Honoraranspruch unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden,

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung ihres Antrages bringt die Beklagte vor, die angefochtenen
Honorarbescheide seien nicht zu beanstanden, sie sei insb. berechtigt gewesen,
Umlagen zur Finanzierung des Notfalldienstes zu erheben. Die zu Grunde liegenden
Regelungen der NFD-O seien rechtmÃ¤Ã�ig. Â§ 105 Abs.1 Satz 2 SGB V a.F. und das
dort aufgestellte Erfordernis der Herstellung des Benehmens mit den Kranken- und
ErsatzkassenverbÃ¤nden sei vorliegend bereits nicht einschlÃ¤gig. Eine
Eigeneinrichtung i.S.d. Â§ 105 Abs. 1 Satz 2 SGB V a.F. kÃ¶nne nur dann
angenommen werden, wenn sie, die Beklagte, die Einrichtung mit eigenen
sÃ¤chlichen und personellen Mittel, d.h. u.a. mit angestellten Ã�rzten, betreibe.
Dies sei nicht der Fall, sie stelle lediglich die Praxisstruktur zur VerfÃ¼gung.
HierfÃ¼r bildeten Â§Â§ 75 Abs. 1 Satz 2, 105 Abs. 1 Satz 1 SGB V a.F. eine
ausreichende Rechtsgrundlage. Â§ 8 Abs. 1 Satz 4 NFD-O spreche in diesem
Zusammenhang gerade nicht von Eigeneinrichtungen i.S.d. Â§ 105 Abs. 1 Satz 2
SGB V a.F. Da Eigeneinrichtungen in der vorliegenden Konstellation nicht in Rede
stÃ¼nden, bedÃ¼rfe die Errichtung von Notfallpraxen auch nicht des Benehmens
mit den VerbÃ¤nden. Erstmals in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 20.11.2019
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hat die Beklagte vorgetragen, dass im Rahmen der Schaffung der NFD-O ein
Projektbeirat bestanden habe, dem auch Vertreter der Kranken- und
ErsatzkassenverbÃ¤nde angehÃ¶rt hÃ¤tten.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Prozessakten beider RechtszÃ¼ge sowie die bei der Beklagten gefÃ¼hrte
Verwaltungsakte, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 20.11.2019
geworden sind, sowie das Protokoll der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 20.11.2019
verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht (vgl. Â§ 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz [SGG])
eingelegte Berufung der klagenden BAG ist zulÃ¤ssig, insb. statthaft, da die HÃ¶he
der streitgegenstÃ¤ndlichen Umlagen von insg. 1.618,64 EUR den erforderlichen
Wert des Beschwerdegegenstandes von 750,- EUR (vgl. Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
SGG) Ã¼bersteigt.

Der Senat hat in der Besetzung mit zwei ehrenamtlichen Richtern aus dem Kreis der
VertragsÃ¤rzte und Psychotherapeuten entschieden, weil es sich um eine
Angelegenheit der VertragsÃ¤rzte handelt (Â§ 12 Abs. 3 Satz 2 SGG).

StreitgegenstÃ¤ndlich sind die Honorarbescheide der Beklagten vom 15.07.2014
(Quartal 1/2014) und vom 15.10.2014 (Quartal 2/2014) in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 31.08.2015, die von der KlÃ¤gerin zulÃ¤ssigerweise
im Wege der Anfechtungs- und â�� geltend gemacht im Hilfsantrag â��
Bescheidungsklage angefochten worden sind, wobei die KlÃ¤gerin den
Streitgegenstand ausdrÃ¼cklich auf die Erhebung von Umlagen zur Finanzierung
des Notfalldienstes (Kopfpauschale, Sicherstellungsumlage, Strukturpauschale)
beschrÃ¤nkt hat. Eine derartige BeschrÃ¤nkung auf abtrennbare Regelungsteile des
einheitlichen Honorarbescheides ist rechtlich zulÃ¤ssig (vgl. Bundessozialgericht
[BSG], Urteil vom 13.11.1985 â�� 6 RKa 15/84 -, Urteil des erkennenden Senats
vom 26.10.2014 â�� L 5 KA 760/14 â�� beide in juris). ZulÃ¤ssiger Streitgegenstand
ist hiernach die vollumfÃ¤ngliche Ã�berprÃ¼fung der erhobenen Umlagen zur
Finanzierung des Notfalldienstes (Kopfpauschale, Sicherstellungsumlage,
Strukturpauschale) dem Grunde und der HÃ¶he nach.

Die Berufung fÃ¼hrt jedoch nicht zum Erfolg. Das SG hat die Klage zu Recht
abgewiesen; die Honorarbescheide vom 15.07.2014 und vom 15.10.2014 betreffend
die Quartale 1/2014 und 2/2014 jeweils in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 31.08.2015 sind im Hinblick darauf, dass die Beklagte Umlagen zur
Finanzierung des Notfalldienstes (Kopfpauschale, Sicherstellungsumlage,
Strukturpauschale) vom Honorar der KlÃ¤gerin einbehalten hat, rechtmÃ¤Ã�ig und
verletzen die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Die Beklagte war berechtigt, zur
Finanzierung des Notfalldienstes von der KlÃ¤gerin Umlagen und Kosten zu
erheben.

Dies findet dem Grunde nach seine Rechtsgrundlage in Â§ 19 der Satzung der
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Beklagten vom 16.10.2009 in der ab dem 01.01.2013 geltenden Fassung der
BeschlÃ¼sse der Vertreterversammlung vom 21.04.2010 und vom 05.12.2012.
Danach erhebt die Beklagte zur DurchfÃ¼hrung ihrer Aufgaben grundsÃ¤tzlich
einheitliche VerwaltungskostenbeitrÃ¤ge, die in der Regel nach einem
Vomhundertsatz der Ã¼ber die KassenÃ¤rztliche Vereinigung abgerechneten
VergÃ¼tungen aus Ã¤rztlicher TÃ¤tigkeit berechnet und bei der Abrechnung
einbehalten werden (Abs. 1). Zur Bestreitung besonderer Kosten kann die
Vertreterversammlung die Erhebung zweckgebundener Umlagen beschlieÃ�en.
HierfÃ¼r kÃ¶nnen auch zweckgebundene Fonds eingerichtet werden (Abs. 3).
Abweichend von bzw. ergÃ¤nzend zu Abs. 1 und 2 kann die Beklagte nach Â§ 19
Abs. 4 der Satzung zur Deckung ihrer Verwaltungskosten und zur Mittelbeschaffung
auch einen festen Mindestbeitrag erheben. Die HÃ¶he der
VerwaltungskostenbeitrÃ¤ge und Umlagen richtet sich nach dem vom Vorstand der
KVBW fÃ¼r jedes GeschÃ¤ftsjahr aufgestellten und von der Vertreterversammlung
genehmigten Haushaltsplan (Abs. 5). Diese Satzungsbestimmungen beruhen
ihrerseits auf der ErmÃ¤chtigungsgrundlage in Â§ 81 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 SGB V
(i.d.F. des Gesundheits-Reformgesetzes vom 20.12.1988, BGBl I 2477), wonach die
Satzung der KV auch Bestimmungen Ã¼ber die Aufbringung und Verwaltung der
Mittel enthalten muss. NÃ¤here Vorgaben fÃ¼r die Ausgestaltung der
Beitragserhebung durch eine KV macht das Gesetz nicht. Es Ã¼berlÃ¤sst die Art
und Weise der Einnahmenerhebung vielmehr dem Gestaltungsspielraum des
Satzungsgebers, der dabei allerdings die allgemeinen GrundsÃ¤tze des
Beitragsrechts sowie den verfassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatz zu beachten
hat.

Zu den Aufgaben der Beklagten i.S.d. Â§ 19 Abs. 1 ihrer Satzung rechnet nach Â§ 75
Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 SGB V in der Fassung vom 15.07.2013 (im Folgenden: a.F.)
auch und insb. die Sicherstellung der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung, die wiederum
auch die angemessene und zeitnahe ZurverfÃ¼gungstellung der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zu den sprechstundenfreien Zeiten (Notdienst)
umfasst. Zur ErfÃ¼llung dieser Aufgabe ist die Beklagte nach Â§ 19 ihrer Satzung
berechtigt, Kosten zu erheben. Hiervon hat sie in ihrer ab dem 01.01.2014
geltenden NFD-O (BeschlÃ¼sse der Vertreterversammlung vom 19.06.2013 und
vom 04.12.2013) Gebrauch gemacht und in Â§ 9 Abs. 1 Satz 1 NFD-O niedergelegt,
dass zur Sicherstellung des organisierten Notfalldienstes eine landeseinheitliche
Sicherstellungsumlage erhoben wird, wobei NÃ¤heres in dem Statut zur NFD-O
geregelt werden solle. Dies ist im Statut nach dem Beschluss der
Vertreterversammlung vom 09.07.2014 dergestalt geregelt worden, dass die
Sicherstellungsumlage als Kombination aus umsatzunabhÃ¤ngiger monatlicher
Kopfpauschale und umsatzabhÃ¤ngiger prozentualer Umlage erhoben wird, wobei
die HÃ¶he der Sicherstellungsumlage von der Vertreterversammlung der Beklagten
bestimmt wird (Satz 1 und Satz 2 zu Â§ 9 Abs. 1 und Abs. 2 NFD-O). Ferner ist im
Statut festgelegt, dass die prozentuale Sicherstellungsumlage entsprechend Â§ 19
Abs. 1 der Satzung der Beklagten nach einem vom Hundertsatz der Ã¼ber die
Beklagte abgerechneten VergÃ¼tungen aus Ã¤rztlicher / psychotherapeutischer
TÃ¤tigkeit berechnet und bei der Abrechnung einbehalten wird und die
umsatzunabhÃ¤ngige monatliche Kopfpauschale fÃ¼r alle Ã�rzte und
Psychotherapeuten entsprechend ihrem Anrechungsfaktor in der Bedarfsplanung
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berechnet und bei der Abrechnung einbehalten wird (Satz 3 und Satz 4 zu Â§ 9 Abs.
1 und Abs. 2 NFD-O). Daneben wird nach Satz 5 zu Â§ 9 Abs. 1 und Abs. 2 NFD-O
fÃ¼r die Bereitstellung der Infrastruktur im organisierten Notfalldienst von den im
allgemeinen und gebietsÃ¤rztlichen Notfalldienst in Notfallpraxen (einschlieÃ�lich
Fahrdienst) erbrachten Leistungen an Samstagen, an Sonntagen und an Feiertagen
sowie am 24.12. und am 31.12. sowie an den nach Â§ 3 Abs. 4 NFD-O festgesetzten
auÃ�erordentlichen Notfalldiensttagen eine Strukturpauschale einbehalten.
Nachdem die Vertreterversammlung der Beklagten in ihrer Sitzung vom 04.12.2013
die Kopfpauschale auf 177,- EUR pro Arzt (mit vollem Versorgungsauftrag) und
Quartal festgelegt hat, ferner entschieden hat, die prozentuale Umlage fÃ¼r das
Jahr 2014 auf 0,4319 % festzulegen und sich die Strukturpauschale auf 5 % des
Notfalldiensthonorars belÃ¤uft, ist die konkrete Entscheidung der Beklagten, vom
vertragsÃ¤rztlichen Honorar der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Quartale 1/2014 eine
Kopfpauschale i.H.v. 354,- EUR, eine Sicherstellungsumlage im Umfang von 0,4319
% des vertragsÃ¤rztlichen Honorars i.H.v. 405,94 EUR sowie eine Strukturpauschale
i.H.v. 111,81 EUR und fÃ¼r das Quartal 2/2014 eine Kopfpauschale i.H.v. 354,- EUR
sowie eine Sicherstellungsumlage im Umfang von 0,4319 % des vertragsÃ¤rztlichen
Honorars i.H.v. 392,89 EUR in Abzug zu bringen, von den Regelungen der NFD-O
und dem Statut hierzu gedeckt. Dies wird im Hinblick auf die konkrete HÃ¶he von
der KlÃ¤gerin auch nicht bestritten.

Die Erhebung von Umlagen ist auch im Ã�brigen nicht zu beanstanden. Die
Regelungen der NFD-O betr. der "Notfallpraxen" (Â§ 8 NFD-O) und betr. der
"Aufbringung der Mittel" (Â§ 9 NFD-O) stehen, worÃ¼ber im vorliegenden Verfahren
dem Grunde nach ausschlieÃ�lich gestritten wird, mit hÃ¶herrangigem Recht in
Einklang.

Wie bereits ausgefÃ¼hrt, obliegt es den KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen nach Â§
75 SGB V a.F. die vertragsÃ¤rztliche Versorgung zu den sprechstundenfreien Zeiten
(Notdienst) sicherzustellen. Zur Ausgestaltung des vertragsÃ¤rztlichen Notdienstes
erlassen sie, so wie vorliegend die Beklagte, Not- bzw.
Bereitschaftsdienstordnungen. Aufgrund ihres Sicherstellungsauftrages sind sie
berechtigt, im Rahmen ihrer Satzungsautonomie den Notdienst selbststÃ¤ndig zu
regeln (BSG, Urteil vom 15.09.1977 â�� 6 RKa 8/77 -, in juris). Hiervon hat die
Beklagte Gebrauch gemacht und in der NFD- O (BeschlÃ¼sse der
Vertreterversammlung vom 19.06.2013 und vom 04.12.2013) in Â§ 8 Abs. 1
festgelegt, dass Ã¼ber die Errichtung und SchlieÃ�ung von Notfallpraxen im
allgemeinen und gebietsÃ¤rztlichen Notfalldienst die Ã¶rtlich zustÃ¤ndige
Notfalldienst-Kommission in Abstimmung und vorbehaltlich der Zustimmung durch
den Vorstand der KVBW entscheidet (Satz 1). Abweichend hiervon kann der
Vorstand der KVBW Notfallpraxen errichten und VerÃ¤nderungen der
Notfalldienstbereiche festlegen (Satz 3). Sofern bisher nicht von der Beklagten
betriebene Notfallpraxen von dieser betrieben werden sollen, entscheidet nach Â§ 8
Abs. 1 Satz 4 NFD-O der Vorstand, ob und ab wann diese von der Beklagten
betrieben werden.

Der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung steht bei der Ausgestaltung des Ã¤rztlichen
Notfalldienstes ein weiter Gestaltungsspielraum zu. Angesichts dieser
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normgeberischen Gestaltungsfreiheit der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung und der ihr
obliegenden Verantwortung fÃ¼r eine angemessene Versorgung der Versicherten
auch zu den sprechstundenfreien Zeiten kann der einzelne Arzt durch die
Entscheidung der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung fÃ¼r oder gegen fachÃ¤rztliche
Bereitschaftsdienste nur in seinen Rechten verletzt sein, wenn die Entscheidung der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung nicht mehr von sachbezogenen ErwÃ¤gungen
getragen wird und einzelne Arztgruppen oder Ã�rzte willkÃ¼rlich benachteiligt
werden (BSG, Urteile vom 06.09.2006 â�� B 6 KA 43/05 R â�� in juris, dort Rn. 14;
vom 11.05.2011 â�� B 6 KA 23/10 R â�� in juris, dort Rn. 17, Beschluss vom
02.08.2017 â�� B 6 KA 11/17 B â�� in juris, dort Rn. 8, SÃ¤chsisches LSG, Beschluss
vom 18.02.2019 â�� L 1 KA 11/18 B ER -, in juris). Mit der Reform des Ã¤rztlichen
Notfalldienstes zum 01.01.2014 sollte der bis zu diesem Zeitpunkt hinsichtlich der
Dienstfrequenz, der Dienstbelastung, der HonorarumsÃ¤tze und der HÃ¶he der
Sicherstellungsumlage heterogen in den einzelnen Dienstbereichen organisierte
Notfalldienst vereinheitlicht werden, um insb. die Belastung in den lÃ¤ndlichen
Gebieten, in denen die Zahl der Ã�rzte gesunken war, zu reduzieren. Ferner ging
mit der Reform eine Neustrukturierung der Dienstbezirke einher, anlÃ¤sslich derer
die zuvor bestehenden 400 Bereitschaftsdienstbezirke durch die GrÃ¼ndung neuer
Notfallpraxen reduziert werden sollten. Diese ErwÃ¤gungen rechtfertigen dem
Grunde nach die Neustrukturierung des Ã¤rztlichen Notfalldienstes, sodass die
Grenzen des normgeberischen Gestaltungsspielraums im Hinblick auf die KlÃ¤gerin
nicht Ã¼berschritten worden sind; eine willkÃ¼rliche Benachteiligung einzelner
Arztgruppen oder Ã�rzte ist dem Senat nicht ersichtlich.

Vor dem Hintergrund des normgeberischen Gestaltungsspielraums unterliegt auch
die Mittelverwendung keinen durchgreifenden rechtlichen Bedenken, da diese
gleichfalls nicht von sachwidrigen ErwÃ¤gungen geprÃ¤gt ist. So wird mit der
Umsatzgarantie das finanzielle Risiko des notfalldiensttuenden Arztes minimiert,
dass keine Patienten den Notdienst in Anspruch nehmen. Da die Kosten fÃ¼r die
Bereitstellung der erforderlichen Infrastruktur in den Notfallpraxen unabhÃ¤ngig
vom Kreis der eine Notbehandlung nachsuchenden Patienten entstehen, fÃ¼hrt
auch der Umstand, dass in den Notfallpraxen auch privat krankenversicherte
Personen behandelt werden, nicht dazu, die Mittelverwendung als sachwidrig
ansehen zu kÃ¶nnen.

Die Regelungen der NFD-O unterliegen auch, worÃ¼ber vorliegend im Wesentlichen
gestritten wird, keinen durchgreifenden Bedenken im Hinblick darauf, dass sich die
Beklagte nicht mit den VerbÃ¤nden der Kranken- und Ersatzkassen ins Benehmen
gesetzt hat.

Nach Â§ 105 Abs. 1 Satz 1 SGB V a.F., der durch das Gesetz fÃ¼r schnellere
Termine und bessere Versorgung vom 06.05.2019 (BGBl I 2019, 646) aufgehoben
worden ist, hatten die KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen mit UnterstÃ¼tzung der
KassenÃ¤rztlichen Bundesvereinigungen entsprechend den BedarfsplÃ¤nen alle
geeigneten finanziellen und sonstigen MaÃ�nahmen zu ergreifen, um die
Sicherstellung der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zu gewÃ¤hrleisten, zu
verbessern oder zu fÃ¶rdern. Nach Â§ 105 Abs. 1 Satz 2 SGB V a.F. bedurften die
KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen zum Betreiben von Einrichtungen, die der
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unmittelbaren medizinischen Versorgung der Versicherten dienten, oder zur
Beteiligung an solchen Einrichtungen des Benehmens mit den LandesverbÃ¤nden
der Krankenkassen und den Ersatzkassen.

Mit der Formulierung "ins Benehmen setzen" ordnete der Gesetzgeber eine
bestimmte Art der Mitwirkung an der Entscheidungsfindung an. Inhaltlich ist hiermit
eine Kooperation angeordnet, die zwar nicht wie bei einer Zustimmung eine
Ã�bereinstimmung der beteiligten Stellen erfordert, sich aber auch nicht in einer
bloÃ�en AnhÃ¶rung erschÃ¶pft, die der anzuhÃ¶renden Stelle lediglich die
MÃ¶glichkeit verschafft, ihre Auffassung darzulegen. Das "Benehmen" setzt
vielmehr zugleich den Willen der zur Entscheidung berufenen Stelle voraus, die
Belange der anderen Stelle bei der Sach-entscheidung zu berÃ¼cksichtigen. Hierbei
muss sich das Benehmen stets auf eine konkrete Sachentscheidung beziehen (BSG,
Urteil vom 24.08.1994 â�� 6 RKa 15/93 -, vgl. auch BSG, Urteil vom 09.12.2004 â�� 
B 6 KA 84/03 R â��,beide in Juris).

Unter Zugrundelegung dieser Vorgaben bedurfte es hier nicht des Benehmens mit
den LandesverbÃ¤nden. Dies ergibt sich schon daraus, dass vorliegend keine
konkrete Entscheidung der Beklagten betr. der "Ã�bernahme" der vom Verein
getragenen Notfallversorgung im Bereich Sch. G. im Raum steht. In Streit steht
vielmehr zuvorderst die RechtmÃ¤Ã�igkeit der satzungsrechtlichen Grundlage
hierfÃ¼r, des Â§ 8 Abs. 1 Satz 4 NFD-O, nach der der Vorstand der Beklagten
entscheidet, ob und ab wann Notfallpraxen durch die Beklagte selbst betrieben
werden sollen. Ob die Beklagte hiervon fÃ¼r die unverÃ¤ndert vom Verein
getragene Notfallversorgung Gebrauch machen wird, ist zum gegenwÃ¤rtigen Stand
nicht ersichtlich. Dass seitens der Beklagten bereits konkrete Planungen bzw. erste
konkrete Schritte eingeleitet worden sind, ist nicht erkennbar. Die Schaffung einer
abstrakt-generellen MÃ¶glichkeit, zukÃ¼nftig Notfallpraxen selbst zu betreiben,
begrÃ¼ndet (noch) kein Erfordernis, das Benehmen mit den Kranken- und
ErsatzkassenverbÃ¤nden herzustellen. I.d.S. verdeutlicht auch der klÃ¤gerische
Vortrag, die Mitglieder des Vereins seien in Sorge, dass die bestehende Struktur
ihrer vereinsbasierten NotfalldiensttÃ¤tigkeit zerschlagen und in eine
Eigeneinrichtung der Beklagten Ã¼berfÃ¼hrt werden wird, dass vorliegend faktisch
zuvorderst gegen eine, zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht sichere Entwicklung
hinsichtlich einer zukÃ¼nftigen Umstrukturierung vorgegangen werden soll. Da
indes ein "ins Benehmen setzen" eine bestimmte Entscheidung, nicht jedoch
allgemeine zukÃ¼nftige Gestaltungen zum Gegenstand hat, war die Beklagte nicht
verpflichtet, vor Erlass der NFD-O das Benehmen mit den VerbÃ¤nden der Kranken-
und Ersatzkassen herzustellen. Soweit klÃ¤gerseits in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung â�� sinngemÃ¤Ã� â�� vorgetragen worden ist, der "erzwungene"
Abschluss der FÃ¶rdervereinbarung und der aus diesem folgende Eingriff in die
(freie) wirtschaftliche Gestaltungsfreiheit stelle bereits eine "Ã�bernahme" dar, ist
dem nicht zu folgen, da die TrÃ¤gerschaft der Notfallversorgung unverÃ¤ndert bei
dem Verein liegt.

Ungeachtet hiervon bestand dieses Erfordernis nach der gesetzlichen Bestimmung
des Â§ 105 Abs. 1 Satz 2 SGB V a.F. auch nur in FÃ¤llen, in denen die
KassenÃ¤rztliche Vereinigung eine Eigeneinrichtung betreibt. Insb. die Formulierung
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"betreibt" verdeutlicht, dass hierunter nur solche Einrichtungen rechnen, die von
der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung mit eigenen Mitteln, mit eigenen angestelltem
Ã¤rztlichem und nichtÃ¤rztlichem Personal und unter eigener Verantwortung nach
allgemeinen vertragsÃ¤rztlichen GrundsÃ¤tzen gefÃ¼hrt werden und die
KassenÃ¤rztliche Vereinigung damit selbst zum Leistungserbringer wird (vgl.
insoweit auch Â§ 140 Abs. 1 SGB V; Adolf in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 3. Aufl.
2016, Â§ 140 SGB V, Rn. 14). I.d.S. nimmt eine Eigeneinrichtung nach Â§ 105 Abs. 1
Satz 3 SGB a. F. honorarrechtlich an der Honorarverteilung teil (Pawlita in
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 3. Aufl. 2016, Â§ 105 SGB V, Rn. 26). Eine
Eigeneinrichtung liegt hingegen nicht vor, wenn die KassenÃ¤rztliche Vereinigung
dem Vertragsarzt oder dem ermÃ¤chtigten Arzt lediglich sÃ¤chliche und personelle
Mittel zur selbststÃ¤ndigen Erbringung vertragsÃ¤rztlicher Leistungen zur
VerfÃ¼gung stellt (Hencke in Peters, SGB V, 19. Aufl., Stand 09/2008, Â§ 105, Rn. 3;
so auch Pawlita, a.a.O.). Da eine derartige Strukturierung des Notfalldienstes
vorliegend trotz der angefÃ¼hrten wirtschaftlichen AbhÃ¤ngigkeit nicht besteht und
auch keine Anhaltspunkte dafÃ¼r ersichtlich sind, dass dies zukÃ¼nftig so erfolgen
wird, bedurfte es auch aus diesem Grund keines Ins-Benehmen-Setzens mit den
Kranken- und ErsatzkassenverbÃ¤nden. Der Senat kann daher offen lassen, ob
durch die Beteiligung eines Projetbeirates, in dem auch Vertreter der Kranken- und
ErsatzkassenverbÃ¤nde tÃ¤tig geworden sind, ein Benehmen i.S.d. Â§ 105 Abs. 1
Satz 2 SGB V a.F. herbeigefÃ¼hrt worden ist.

Die Regelung des Â§ 8 Abs. 1 Satz 4 NFD-O unterliegt auch im Ã�brigen keinen
durchgreifenden Bedenken. Die KassenÃ¤rztliche Vereinigung durfte in ihrer
Notfalldienstordnung insb. dem Vorstand bestimmte Einzelregelungen Ã¼bertragen
und dabei, soweit besondere VerhÃ¤ltnisse in EinzelfÃ¤llen BerÃ¼cksichtigung
verdienen, diesem ErmessensspielrÃ¤ume einrÃ¤umen (vgl. BSG, Urteil vom
06.09.2006, a.a.O., Rn. 17; vgl. auch Urteil vom 21.10.1998 â�� B 6 KA 71/97 R -, in
juris). Dies gilt auch im Hinblick auf die dem Vorstand der Beklagten in Â§ 8 Abs. 1
Satz 4 NFD-O eingerÃ¤umte Entscheidungsbefugnis, ob und wann Notfallpraxen, die
noch nicht von der Beklagten betrieben werden, fortan von dieser betrieben werden
sollen. Der Umstand, dass dem Vorstand hierbei in der NFD-O keine konkreten
Vorgaben hinsichtlich des Ob und Wie der Entscheidung gemacht werden, ist nicht
zu beanstanden, da dem Vorstand gerade nicht verwehrt worden ist,
Ermessensgesichtspunkte, durch die dem konkreten Einzelfall Rechnung getragen
werden kann, zu berÃ¼cksichtigen.

Mithin verstÃ¶Ã�t die Satzungsregelung des Â§ 8 Abs. 1 Satz 4 NFD-O nicht gegen
hÃ¶herrangiges Recht, weswegen die Erhebung von Umlagen zur Finanzierung des
Notfalldienstes nicht zu beanstanden ist. Die Honorarbescheide der Beklagten vom
15.07.2014 (Quartal 1/2014) und vom 15.10.2014 (Quartal 2/2014) in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 31.08.2015 sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des
SG vom 19.05.2017 ist zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1
Verwaltungsgerichtsordnung.

                            13 / 14

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/140.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/140.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/105.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/105.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/105.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2071/97%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/197a.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/154.html


 

Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 1
Abs. 2 Nr. 3, 63 Abs. 2 Satz 1, 52 Abs. 3 Gerichtskostengesetz.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 15.01.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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